
Satzung der

heygold SE

Allgemeine Bestimmungen

§1

Firma, Sitz und Dauer

(1) Die Firma der Gesellschaft lautet:
heygold SE

(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Köln.

(3) Die Dauer der Gesellschaft ist nicht auf bestimmte Zeit beschränkt.

(4) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

(5) Die Leitungsstruktur der Gesellschaft entspricht dem dualistischen System. Die Organe

der Gesellschaft sind:
- der Aufsichtsrat;

- der Vorstand; und
- die Hauptversammlung.

§2

Gegenstand des Unternehmens

(1) Der Gegenstand des Unternehmens ist
- der Handel mit und von Edelmetallen,
- die Entwicklung von tokenisierten Finanzprodukten,

- der Vertrieb von Gutscheinen zum Sachbezug,
- die Veräußerung von Miteigentumsanteilen an einem definierten Sammelbe

stand,

- die Veräußerung von Token als Nachweis für die Miteigentumsanteile am Sam

melbestand,

- die Entwicklung, Betrieb und Vertrieb eines Paybacksystems, insbesondere ei

nes Punktesystems in Form von „Goldnuggets.
(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, alle Geschäfte vorzunehmen und Maßnahmen zu er

greifen, die mit dem Zweck des Unternehmens zusammenhängen oder ihr unmittelbar
oder mittelbar förderlich erscheinen. Sie kann zu diesem Zweck auch andere Unter
nehmen gründen, erwerben oder sich an solchen beteiligen sowie Zweigniederlassun
gen oder Tochtergesellschaften im In- und Ausland errichten.



II.

Grundkapital und Aktien

§3

Grundkapital

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 108.860.672,00 und ist eingeteilt in

108.860.672 Stückstammaktien.

§4

Bedingtes Kapital

Das Grundkapital ist um bis zu EUR 1 .238.846,00 durch Ausgabe von bis zu 1 .238.846 neuen,

auf den Inhaber lautenden Stückaktien mit Gewinnberechtigung ab Beginn des Geschäftsjah

res ihrer Ausgabe bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2023). Die bedingte Kapitalerhöhung wird

nur insoweit durchgeführt, wie

(i) die Inhaber von Wandel- und/oder Qptionsschuldverschreibungen und/oder von Ge

nussrechten mit Umtausch- oder Bezugsrechten, die von der Gesellschaft oder ihr

nachgeordneten Konzernunternehmen aufgrund des in der Hauptversammlung vom

17. November 2023 gefassten Ermächtigungsbeschlusses bis zum 16. November

2028 ausgegeben wurden, von ihrem Umtausch- oder Bezugsrecht Gebrauch machen

und die Gesellschaft sich entschließt, die Umtausch- bzw. Bezugsrechte aus diesem

Bedingten Kapital 2023 zu bedienen, oder

(ii) die zur Wandlung verpflichteten Inhaber von Wandel- und/oder Optionsschuldver

schreibungen und/oder von Genussrechten mit Umtausch- oder Bezugsrechten, die

von der Gesellschaft oder ihren nachgeordneten Konzernunternehmen aufgrund des

in der Hauptversammlung vom 17. November 2023 gefassten Ermächtigungsbeschlus

ses bis zum 16. November 2028 ausgegeben wurden, ihre Pflicht zum Umtausch er

füllen und die Gesellschaft sich entschließt, die Umtausch- bzw. Bezugsrechte aus die

sem Bedingten Kapital 2023 zu bedienen.

Die Ausgabe der Aktien erfolgt gemäß den Vorgaben des Ermächtigungsbeschlusses der

Hauptversammlung vom 17. November 2023 unter Tagesordnungspunkt 10, d.h. insbeson

dere zu mindestens 80 % des durchschnittlichen Börsenkurses der Aktie der Gesellschaft an

den letzten 10 Börsnhandelstagen vor der Beschlussfassung des Vorstands über die Aus

gabe der Schuldverschreibungen in der Eröffnungsauktion im XETRA®-Handel an der Frank

furter Wertpapierbörse (oder einem von der Deutschen Börse AG bestimmten Nachfolgesys

tem) vor der Beschlussfassung des Vorstands über die Ausgabe der jeweiligen Schuldver

schreibungen unter Berücksichtigung von Anpassungen gemäß der im Beschluss der
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vorgenannten Hauptversammlung unter Tagesordnungspunkt 10 bestimmten Verwässerungs
sch utzregel n.

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem jeweiligen Um
fang der Grundkapitalerhöhung aus dem Bedingten Kapital 2023 abzuändern.

§5
Genehmigtes Kapital

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, das Grundkapital der Gesell

schaft in der Zeit bis zum 16. November 2028 um insgesamt bis zu EUR 10.000.000,00 durch

ein- oder mehrmalige Ausgabe neuer auf den Inhaber lautender Stückaktien gegen Bar-

und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2023). Den Aktionären steht grund
sätzlich ein Bezugsrecht zu.

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, das Bezugsrecht der
Aktionäre ganz oder teilweise auszuschließen. Der Ausschluss des Bezugsrechts ist dabei nur
in den folgenden Fällen zulässig:

(i) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn Aktien der Gesellschaft an der Börse

gehandelt werden (regulierter Markt oder Freiverkehr bzw. die Nachfolger dieser Seg

mente), die ausgegebenen Aktien 10 % des Grundkapitals nicht übersteigen und der

Ausgabepreis der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits an der Börse gehandelten
Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstattung nicht wesentlich im Sinne

der § 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet und alle eventuellen

weiteren Voraussetzungen von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gewahrt sind. Auf den Betrag

von 10 % des Grundkapitals ist der Betrag anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die

während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung auf
grund anderer entsprechender Ermächtigungen unter Ausschluss des Bezugsrechts in

unmittelbarer oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausge

geben beziehungsweise veräußert werden, soweit eine derartige Anrechnung gesetz
lich geboten ist. Im Sinne dieser Ermächtigung gilt als Ausgabebetrag bei Übernahme

der neuen Aktien durch einen Emissionsmittler unter gleichzeitiger Verpflichtung des
Emissionsmittlers, die neuen Aktien einem oder mehreren von der Gesellschaft be
stimmten Dritten zum Erwerb anzubieten, der Betrag, der von dem oder den Dritten zu

zahlen ist;

(ii) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb von Unterneh

men, Unternehmensteilen und Beteiligungen an Unternehmen, gewerblichen Schutz
rechten, wie z.B. Patenten, Marken oder hierauf gerichtete Lizenzen, oder sonstigen
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Produktrechten oder sonstigen Sacheinlagen, auch Schuldverschreibungen, Wandel
schuldverschreibungen und sonstigen Finanzinstrumenten;

(iii) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von Schuldverschreibun
gen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten, die von der Gesellschaft oder
ihren Konzerngesellschaften ausgegeben wurden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in
dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung ihres Options- oder Wand
lungsrechts bzw. nach Erfüllung einer Options- bzw. Wandlungspflicht zustünde;

(iv) für Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnisses entstehen.

Der Vorstand ist ermächtigt, den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die sonstigen Einzelhei
ten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen. Die neuen Aktien können gemäß

§ 186 Abs. 5 AktG von einem durch den Vorstand bestimmten Kreditinstitut oder einem nach

§ 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätigen Unternehmen mit der
Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares
Bezugsrecht).

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem jeweiligen Um
fang der Grundkapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2023 abzuändern.

§6

Aktien

(1) Die Aktien lauten auf den Inhaber.
(2) Der Anspruch des Aktionärs auf Einzelverbriefung ist ausgeschlossen. Sämtliche Ak

tien werden in Sammelurkunden verbrieft und bei einer der in § 10 AktG genannten
Stellen hinterlegt.

(3) Die Form und den Inhalt der Aktienurkunden sowie der Gewinnanteils- und Erneue
rungsscheine sowie von Schuldverschreibungen und Zinsscheinen bestimmen die Ge
schäftsführenden Direktoren mit Zustimmung des Verwaltungsrats.
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III.
Organe der Gesellschaft

Vorstand

§7

Zusammensetzung und Geschäftsordnung des Vorstands

(1) Der Vorstand besteht aus einem oder mehreren Mitgliedern. Auch bei einem Grundka
pital von mehr als EUR 3.000.000,00 kann der Vorstand aus einem Mitglied bestehen.

(2) Die Anzahl der Mitglieder des Vorstands bestimmt der Aufsichtsrat. Der Aufsichtsrat
kann einen Vorsitzenden des Vorstands sowie einen stellvertretenden Vorsitzenden
des Vorstands ernennen.

(3) Falls nicht der Aufsichtsrat eine Geschäftsordnung für den Vorstand erlässt, kann sich
der Vorstand durch einstimmigen Beschluss eine Geschäftsordnung geben, die der
Zustimmung des Aufsichtsrats bedarf.

§8
Vertretung und Geschäftsführung der Gesellschaft

(1) Die Gesellschaft wird durch zwei Vorstandsmitglieder gemeinsam oder durch ein Vor
standsmitglied in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. Ist nur ein Vorstands
mitglied vorhanden, so vertritt es die Gesellschaft allein

(2) Der Aufsichtsrat kann einem, mehreren oder allen Vorstandsmitgliedern Einzelvertre
tungsbefugnis erteilen.

(3) Der Vorstand führt die Geschäfte nach Maßgabe der Gesetze, der Satzung und der
Geschäftsordnung.

(4) Der Aufsichtsrat legt in der Geschäftsordnung für den Vorstand oder durch Beschluss
fest, welche Arten von Geschäften nur mit seiner Zustimmung durch den Vorstand vor
genommen werden dürfen.

Aufsichtsrat

§9
Zusammensetzung, Amtszeit, Amtsniederlegung

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern.
(2) Soweit die Hauptversammlung nicht bei der Wahl für einzelne Aufsichtsratsmitglieder

oder für den Gesamtaufsichtsrat einen kürzeren Zeitraum beschließt, werden die Auf
sichtsratsmitglieder längstens für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung
gewählt, die über die Entlastung für das sechste Geschäftsjahr nach der Wahl
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beschließt. Hierbei wird das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, nicht mitge
rechnet. Die Amtsdauer eines Aufsichtsratsmitglieds endet jedoch spätestens sechs
Jahre nach seiner Bestellung. Eine Wiederwahl ist möglich.

(3) Die Wahl des Nachfolgers eines vor Ablauf seiner Amtszeit ausgeschiedenen Mit
glieds erfolgt nur für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds.

(4) Bei der Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern kann die Hauptversammlung für die gleiche
Zeit ebenso viele Ersatzmitglieder wählen und die Reihenfolge bestimmen, in der sie
an die Stelle der während ihrer Amtszeit ausscheidenden Aufsichtsratsmitglieder für
die restliche Amtsdauer treten. Ein Ersatzmitglied kann auch für mehrere bestimmte
Aufsichtsratsmitglieder bestellt werden.

(5) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats und jedes Ersatzmitglied kann sein Amt niederlegen,
ohne Angabe von Gründen unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen, unter Angabe
eines wichtigen Grundes jederzeit. Die Niederlegung erfolgt durch schriftliche Erklä
rung gegenüber dem Vorstand der Gesellschaft.

§10

Vorsitzender und Stellvertreter

(1) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden
Vorsitzenden.

(2) Der Vorsitzende und dessen Stellvertreter werden für die in § 8 Abs. (2) festgelegte
Amtszeit gewählt.

(3) Scheidet der Vorsitzende oder dessen Stellvertreter während der Amtszeit aus seinem
Amt aus, so hat der Aufsichtsrat unverzüglich eine Ersatzwahl für den Ausgeschiede
nen vorzunehmen.

§11

Innere Ordnung und Beschlussfassung

(1) In jedem Kalenderjahr muss der Aufsichtsrat vier Sitzungen abhalten. Er hat ferner

Sitzungen dann abzuhalten, wenn es gesetzlich erforderlich ist oder sonst im Interesse
der Gesellschaft geboten erscheint.

(2) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden, im Falle seiner Ver
hinderung durch seinen Stellvertreter mündlich, fernmündlich, schriftlich, per Telefax,
telegrafisch oder per E-Mail oder einer vergleichbaren Art und Weise unter Angabe der
Tagesordnung einberufen. Die Einberufung soll unter Einhaltung einer Frist von zwei
Wochen erfolgen; in dringenden Fällen oder mit Zustimmung aller Aufsichtsratsmitglie
der kann die Einberufungsfrist abgekürzt werden.

(3) Den Vorsitz in den Sitzungen des Aufsichtsrats führt der Vorsitzende oder - sofern die
ser verhindert ist - sein Stellvertreter.
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(4) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Mitglieder an der Beschluss
fassung teilnehmen. Ein Mitglied nimmt auch dann an der Beschlussfassung teil, wenn
es sich der Stimme enthält. Abwesende Aufsichtsratsmitglieder können an Beschluss-
fassungen des Aufsichtsrats teilnehmen, indem sie durch andere Aufsichtsratsmitglie
der schriftliche Stimmabgaben überreichen lassen oder ihre Stimme durch E-Mail mit
qualifizierter elektronischer Signatur ( 126a BGB) abgeben.

(5) Beschlüsse bedürfen der Mehrheit der Mitglieder des Aufsichtsrats. Sollte eine Mehr
heit nicht zustande kommen, so entscheidet die Stimme des Aufsichtsratsvorsitzenden.
Die Art und die Form der Beschlussfassung bestimmt der Vorsitzende der Sitzung.

(6) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden grundsätzlich in Präsenzsitzungen gefasst. Der
Aufsichtsrat kann auf Anordnung des Vorsitzenden (bzw. des Stellvertreters) auch
ohne Einberufung einer Sitzung schriftlich, telegrafisch, fernmündlich, per Telefax, Vi
deokonferenz oder per E-Mail oder einer vergleichbaren Art und Weise (einschließlich
einer Kombination mehrerer dieses Methoden) abstimmen, wenn kein Aufsichtsrats
mitglied diesem Verfahren innerhalb einer vom Vorsitzenden bestimmten angemesse
nen Frist widerspricht; ein Widerspruchsrecht besteht nicht, wenn die Beschlussfas
sung in der Weise durchgeführt wird, dass die daran teilnehmenden Mitglieder des Auf
sichtsrats im Wege der Telekommunikation im Sinne allseitigen und gleichzeitigen Se
hens und Hörens miteinander in Verbindung stehen und den Beschlussgegenstand
erörtern können. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats (bzw. der Stellvertreter) teilt die
Form der Beschlussfassung in der Einberufung mit.

(7) Über die Sitzungen des Aufsichtsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, die von dem
Vorsitzenden der Sitzung zu unterzeichnen ist. Bei Beschlussfassungen außerhalb von
Sitzungen ist die Niederschrift unverzüglich allen Mitgliedern zuzuleiten.

(8) Der Vorsitzende ist ermächtigt, im Namen des Aufsichtsrats die zur Durchführung der
Beschlüsse erforderlichen Willenserklärungen abzugeben und an den Aufsichtsrat ge
richtete Erklärungen in Empfang zu nehmen.

§12

Geschäftsordnung

Der Aufsichtsrat kann sich im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften und der Bestim
mungen dieser Satzung eine Geschäftsordnung geben.

§13

Auslagenersatz, Vergütung

(1) Der Aufsichtsrat erhält eine Vergütung, die von der Hauptversammlung festgelegt wird.
Der Vorsitzende erhält das Doppelte und der stellvertretende Vorsitzende das 1 ‚5-Fa-
che der Vergütung eines einfachen Aufsichtsratsmitglieds. Jedes Mitglied des
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Aufsichtsrats erhält seine in Ausführung der Tätigkeiten als Aufsichtsrat angefallenen
angemessenen Auslagen gegen Nachweis erstattet.

(2) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält die auf die Vergütung und/oder einen Ausla
genersatz etwaig anfallende Umsatzsteuer erstattet, soweit das Aufsichtsratsmitglied
berechtigt ist, der Gesellschaft die Umsatzsteuer gesondert in Rechnung zu stellen und
dieses Recht ausübt.

(3) Soweit ein Aufsichtsratsmitglied sein Amt nicht während des gesamten Geschäftsjah
res innehat, wird ihm die jeweilige Vergütung nach § 12 Abs. 1 der Satzung zeitanteilig
für die Monate gewährt, in denen er sein Amt innehatte.

§14
Verschwiegenheit der Mitglieder des Aufsichtsrats

(1) Über vertrauliche Angaben und Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich Betriebs-
oder Geschäftsgeheimnisse, die ihnen durch ihre Tätigkeit im Aufsichtsrat bekannt ge
worden sind, haben die Aufsichtsratsmitglieder - auch nach dem Ausscheiden aus dem
Amt - Stillschweigen zu bewahren. Bei Sitzungen des Aufsichtsrats anwesende Perso
nen, die nicht Aufsichtsratsmitglieder sind, sind zur Verschwiegenheit ausdrücklich zu
verpflichten.

(2) Beabsichtigt ein Aufsichtsratsmitglied - auch nach dem Ausscheiden aus dem Amt -‚

vertrauliche Angaben, Geheimnisse oder Informationen von denen nicht mit Sicherheit
auszuschließen ist, dass es sich um vertrauliche Angaben oder Geheimnisse handelt,
an Dritte weiterzugeben, so hat er dies dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats unter Be
kanntgabe des Empfängers zuvor schriftlich mitzuteilen und diesen Gelegenheit zur
Stellungnahme zu geben, ob die Weitergabe der Information mit Abs. 1 vereinbar ist.

§ 15
(einstweilen frei)

§ 16
(einstweilen frei)

IV.
Die Hauptversammlung

§17
Ordentliche und außerordentliche Hauptversammlung

(1) Die ordentliche Hauptversammlung findet innerhalb der ersten sechs Monate eines je
den Geschäftsjahres statt.
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(2) Außerordentliche Hauptversammlungen sind in den durch Gesetz bestimmten Fällen
sowie dann einzuberufen, wenn das Wohl der Gesellschaft es erfordert.

§18
Einberufung der Hauptversammlung

(1) Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand oder, in den gesetzlich vorgeschrie
benen Fällen, durch den hierzu Berechtigten einberufen.

(2) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder in einer deutschen Stadt
mit mehr als 50.000 Einwohnern statt.

(3) Der Einberufende ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre auch ohne selbst vor Ort
anwesend oder vertreten zu sein an der Hauptversammlung teilnehmen und sämtliche
oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kommunikation
ausüben können (Online-Teilnahme) sowie Bestimmungen zum Umfang und zum Ver
fahren einer solchen Teilnahme und Rechteausübung zu treffen. Die Bestimmungen
werden mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht.

(4) Der Einberufende ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, auch ohne
an der Hauptversammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer Kom
munikaUon abgeben dürfen (Briefwahl) sowie Bestimmungen zum Verfahren zu treffen.
Die Bestimmungen werden mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt ge
macht.

(5) Der Einberufende und der Versammlungsleiter sind ermächtigt, die Bild- und Tonüber
tragung der Hauptversammlung zuzulassen.

(6) Mitglieder des Aufsichtsrats können im Falle ihrer Abwesenheit im Wege der Bild- und
Tonübertragung an der Hauptversammlung teilnehmen.

(7) Der Vorstand ist ermächtigt, in der Zeit bis zum 15. November 2028 die Hauptversamm
lung als Versammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer bevollmäch
tigten am Ort der Hauptversammlung (virtuelle Hauptversammlung) einzuberufen so
wie die Bestimmungen zum Umfang und zum Verfahren einer solchen virtuellen Haut-
versammlung zu treffen. Diese werden mit der Einberufung der Hauptversammlung
bekannt gemacht.

§19
Voraussetzung für die Teilnahme und die Stimmrechtsausübung

(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur
diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich vor der Versammlung anmelden. Die Anmel
dung muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse
mindestens sechs Tage vor der Versammlung in Textform ( 126b BGB) in deutscher
oder englischer Sprache zugehen. Der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen.
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(2) Die Aktionäre haben darüber hinaus ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Haupt
versammlung und zur Ausübung des Stimmrechts nachzuweisen. Dazu ist ein in Text-
form ( 126b BGB) in deutscher oder englischer Sprache durch das depotführende
Institut erstellter Nachweis über den Anteilsbesitz notwendig. Dieser muss der Gesell
schaft bis zum Ablauf der Frist nach Absatz 1 unter der in der Einberufung hierfür mit
geteilten Adresse zugehen. Der Nachweis muss sich auf den Beginn des 21. Tages
vor der Hauptversammlung beziehen.

(3) Mitteilungen und Informationen der Gesellschaft nach § 125 AktG sowie sonstige An
melde- und Teilnahmebestätigungen sowie andere Mitteilungen werden Aktionären, für
diese handelnden Intermediären und sonstigen Vertretern ausschließlich im Wege
elektronischer Kommunikation an die zuletzt mitgeteilte elektronische Anschrift ver
sandt.

(4) Der Einberufende wird ermächtigt, für die Fristen nach Absatz 1 und 2 eine kürzere, in
Tagen bemessene Frist in der Einberufung festzusetzen. Die Fristberechnung für die
Fristen nach Absatz 1 und 2 erfolgt nach § 121 Abs. 7 Satz 1-3 AktG.

(5) Der Einberufende wird ermächtigt, in der Einberufung festzulegen, dass hinsichtlich der
Anmeldung, des Nachweises und der Übermittlung von Mitteilungen bezüglich der
Hauptversammlung anstelle der Absätze 1-4 ganz oder teilweise die für börsennotierte
Gesellschaften geltenden gesetzlichen Vorschriften Anwendung finden, auch wenn die
Gesellschaft nicht börsennotiert ist.

§ 20
Versammlungsleitung

(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder ein
von ihm bestimmter anwesender Aktionär oder Aktionärsvertreter. Ist der Vorsitzende
des Aufsichtsrats verhindert und hat er niemanden zu seinem Vertreter bestimmt, so
tritt sein Stellvertreter, bei dessen Verhinderung das dienstälteste anwesende Auf
sichtsratsmitglied an seine Stelle. Ist keine der vorbezeichneten Personen erschienen,
so eröffnet der Aktionär oder Aktionärsvertreter, der die meisten Stimmen vertritt, die
Versammlung und lässt von dieser einen Vorsitzenden wählen.

(2) Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen und bestimmt die Reihenfolge der Verhand
lungsgegenstände sowie die Art und Form der Abstimmung.

§ 21
Stimmrecht und Beschlussfassung

(1) Je eine Stückstammaktie gewährt eine Stimme. Das Stimmrecht beginnt, sobald die
Einlage auf eine Aktie vollständig geleistet ist.
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(2) Die Hauptversammlung fasst ihre Beschlüsse mit der einfachen Mehrheit der abgege
benen Stimmen und, soweit eine Kapitalmehrheit erforderlich ist, mit der einfachen
Mehrheit des bei der Beschlussfassung auf die vertretenen stimmberechtigten Stück-
aktien entfallenden Betrags des Grundkapitals, soweit nicht das Gesetz oder die Sat
zung eine andere Mehrheit vorsehen. Stimmenthaltungen werden nicht mitgezählt. Bei
Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt.

(3) Soweit das Gesetz nicht zwingend eine größere Mehrheit vorschreibt, bedürfen Maß
nahmen der Kapitalbeschaffung und -herabsetzung ( 182 - 240 AktG) sowie mit die
sen Maßnahmen verbundene Satzungsänderungen der einfachen Mehrheit des bei der
Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals. Im Übrigen bestimmen sich die für Be
schlüsse der Hauptversammlung erforderlichen Mehrheiten der abgegebenen Stim
men und des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals nach den gesetzli
chen Vorschriften.

(4) Die Anderung der Satzung bedarf grundsätzlich eines Beschlusses der Hauptver
sammlung, der mit der Mehrheit von nicht weniger als zwei Dritteln der abgegebenen
Stimmen gefasst worden ist. Sofern mindestens die Hälfte des Grundkapitals vertreten
ist, genügt mit Ausnahme der in § 51 Satz 2 SEAG genannten Fälle für die Änderung
der Satzung die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen.

(5) Wird bei Wahlen eine Stimmenmehrheit der abgegebenen Stimmen im ersten Wahl
gang nicht erreicht, findet eine engere Wahl unter den beiden Personen statt, welche
die meisten Stimmen erhalten haben.

§ 22
Gewinnverwendung

(1) Über die Verwendung des Bilanzgewinns beschließt die Hauptversammlung.
(2) Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnbeteiligung der neuen Aktien gemäß § 60

Abs. 3 AktG abweichend beschlossen werden.
(3) Soweit Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss feststellen, sind sie ermächtigt,

den gesamten Jahresüberschuss abzüglich des für die Ausschüttung einer Dividende
von 4 % erforderlichen Betrags in andere Gewinnrücklagen einzustellen.

(4) Die Hauptversammlung kann eine Sachausschüttung beschließen.
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v.
Schlussbestimmungen

§ 23
Satzungsänderungen

Der Aufsichtsrat ist befugt, Änderungen der Satzung, die nur deren Fassung betreffen,
insbesondere auch Änderungen der Angaben über das Grundkapital entsprechend
dem jeweiligen Umfang der Kapitalerhöhungen aus bedingtem und genehmigtem Ka
pital, zu beschließen.

§ 24

Bekanntmachungen

(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen nur im Bundesanzeiger für die Bun
desrepublik Deutschland, soweit das Gesetz keine weiteren Veröffentlichungen zwin
gend vorschreibt.

(2) Sofern eine direkte Mitteilung an Aktionäre, für diese handelnde lntermediäre oder
sonstige Vertreter vorgesehen ist, erfolgt die Übermittlung ausschließlich in elektroni
scher Form, hierfür haben die Empfänger der Gesellschaft rechtzeitig eine gültige elekt
ronische Anschrift in Textform mitzuteilen.

§ 25

Gründungsaufwand

Die Gründungskosten trägt die Gründerin.
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Satzungsbescheinigung

Es wird hiermit bescheinigt, dass die geänderten Bestimmungen der Satzung

mit dem Beschluss der Hauptversammlung über die Änderung der Satzung vom

17. November 2023 und die unveränderten Bestimmungen mit dem zuletzt zum

Handelsregister eingereichten vollständigen Wortlaut der Satzung übereinstim

men.

Köln, den 4. Dezember 2023

Dürgen Kall th, Notar
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Hiermit beglaubige ich die Übereinstimmung der in dieser Datei enthaltenen Bilddaten (Abschrift) 

mit dem mir vorliegenden Papierdokument (Urschrift).

Köln, den 05.12.2023

Dr. Jürgen Kallrath, Notar


